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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 12/7741 Nr. 2.1 — 


Gemeinsamer Standpunkt des Rates betreffend den Vorschlag für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über Einlagensicherungssysteme 

— Stellungnahme der Kommission zu den Abänderungen 
des Europäischen Parlaments 

— Geänderter Vorschlag der Kommission 

— KOM(94) 99 endg. COD 415 — 

»Rats-Dok. Nr. 5985/94 vom 11. April 1994« 


A. Problem 

Die gegen die Stimme der Bundesrepublik Deutschland zustande 
gekommene Einlagensicherungsrichtlinie vom 30. Mai 1994 stößt 
auf nachhaltige Bedenken. 


B. Lösung 

Verabschiedung einer Beschlußempfehlung, in der eine Klage der 
Bundesrepublik Deutschland gegen die Richtlinie vor dem Euro- 
päischen Gerichtshof begrüßt wird. Begründet wird dies insbeson- 
dere damit, daß 

— die Richthnie gegen das Subsidiaritätsprinzip verstoße, 

— das sog. Exportverbot und das Prinzip der sog. ergänzenden 
Sicherung dem europäischen Bitmenmarkt bzw. dem Prinzip 
der Herkunftslandkontrolle widersprächen. 
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— für Kreditinstitute mit Einlagengeschäft eine Zwangsmitglied- 
schaft in einem Einlagensicherungssystem vorgeschrieben sei. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Abwesenheit der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Deutsche Bundestag teilt die Bedenken der Bundesregierung 
hinsichtlich der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Einlagensicherungssysteme (Richtlinientext und Rats- 
Dok. Nr. 5985/94 vgl. Anlage) und würde deshalb eine Klage der 
Bundesrepublik Deutschland vor dem Europäischen Gerichtshof 
begrüßen. 

Die Einlagensicherung kann — dem Subsidiaritätsprinzip fol- 
gend — einzelstaatlichen Regelungen Vorbehalten bleiben. Das 
sog. „Exportverbot" (Artikel 4 Abs. 1) und das Prinzip der sog. 
„ergänzenden Sicherung" (Artikel 4 Abs. 2) widersprechen dem 
Prinzip eines freien gemeinsamen Marktes bzw. stehen im Wider- 
spruch zu dem seit 1. Januar 1993 EU-weit geltenden Prinzip der 
Herkunftslandkontrolle. Als problematisch wird ebenfalls gese- 
hen, daß die Richtlinie für Kreditinstitute mit Einlagengeschäft eine 
Zwangsmitgliedschaft in einem Einlagensicherungssystem vor- 
sieht. Der Verbraucherschutz ist in Deutschland dadurch gewähr- 
leistet, daß die Kunden der Kreditinstitute darauf hingewiesen 
werden müssen, ob das Institut einem Einlagensicherungssystem 
angehört (§ 23a des Gesetzes über das Kreditwesen). 


Bonn, den 29. Juni 1994 


Der Finanzausschuß 

Dankward Buwitt Dr. Karl H. Fell 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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RICHTLINIE 94/19/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 30. Mai 1994 
über Eihlagensicherungssysteme 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 57 Absatz 2 
erster und dritter Satz, 

auf Vorschlag der Kommission (’), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses (•), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertra- 
ges (^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß den Zielen des Vertrages empfiehlt es sich, die 
harmonische Enuvicklung der Tätigkeiten der Kreditinsti- 
tute in der Gemeinschaft durch die Aufhebung aller 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs zu fördern und gleichzeitig die 
Stabilität des Bankensystems und den Schua der Sparer 
zu erhöhen. 

Werden die Beschränkungen der Tätigkeiten von Kredit- 
instituten aufgehoben^ so ist es zweckmäßig, sich zugleich 
mit der Situation zu befassen, die im Falle des Nichtver- 
fügbarwerdens der Einlagen in einem Kreditinstitut mit 
Zweigstellen in anderen Mitgliedstaaten entstehen kann. 
Ein Mindestmaß an Harmonisierung der Einlagensiche- 
rung muß gewährleistet sein ohne Rücksicht darauf, wo 
in der Gemeinschaft die Einlagen lokalisiert sind. Für die 
Vollendung des einheitlichen Bankenmarktes ist die Einla- 
gensicherung genauso wichtig wie die aufsichtsrechtlichen 
Vorschriften. 

Im Falle der Schließung eines zahlungsunfähigen Kreditin- 
stituts müssen die Einleger der Zweigstellen, die in einem 
anderen Mitgliedstaat als demjenigen gelegen sind, in dem 
das Kreditinstitut seinen Sitz hat, durch dasselbe Siche- 
rungssystem wie die übrigen Einleger des Instituts ge- 
schützt sein. 

Die den Kreditinstituten aus der Teilnahme an einem 
Sicherungssystem erwachsenden Kosten stehen in keinem 
Verhältnis zu denjenigen, die bei einem massiven Abhe- 
ben von Einlagen nicht nur bei dem sich in Schwierigkei- 
ten befindlichen Unternehmen, sondern auch bei an sich 
gesunden Unternehmen entstehen würden, wenn das Ver- 


(') ABI. Nr. C 163 vom 30. 6. 1992, S. 6, und 

ABI. Nr. C 178 vom 30. 6. 1993, S. 14. 

(-) ABI. Nr. C 332 vom 16. 12. 1992, S. 13. 

(^) ABI. Nr. C 115 vom 26. 4. 1993, S. 96, und Beschluß des 

Europäischen Parlaments vom 9. März 1994 (ABI. Nr. C 91 
vom 28. 3. «1994). 


trauen der Einleger in die Stabilität des Bankensystems 
erschüttert wird. 

Das mit der Empfehlung 87/63/EWG der Kommission 
vom 22. Dezember 1986 zur Einführung von Einlagen- 
sicherungssystemen in der Gemeinschaft (^) angestrebte 
Ziel wurde durch die von den Mitgliedstaaten im 
Anschluß daran ergriffenen Maßnahmen nicht vollständig 
erreicht. Diese Situation kann dem reibungslof^en Funk- 
tionieren des Binnenmarktes abträglich sein. 

Die Zweite Richtlinie 89/646/EWG des Rates vom 
15. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung der Tätigkeit der Kreditinstitute und zur Änderung 
der Richtlinie 77/780/EWG (^), die ein System der einzi- 
gen Zulassung für Kreditinsritute und der Aufsicht durch 
die Behörden des jeweiligen Herkunftsmitgliedstaats vor- 
sieht, wird seit dem 1. Januar 1993 angewandt. 

In der Tat Hefen die Aufhebung der Zulassung der 
Zweigstellen in den Aufnahmemitgliedstaaten aufgrund 
der Erteilung einer einzigen gemeinschaftsweit gültigen 
Zulassung und der Überwachung ihrer Solvenz durch die 
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats die 
Begründung dafür, daß alle in der Gemeinschaft errichte- 
ten Zweigstellen desselben Kreditinstituts von einem ein- 
zigen Sicherungssystem erfaßt werden. Insbesondere auf- 
grund des Zusammenhangs zwischen der Überwachung 
der Solvenz einer Zweigstelle und ihrer Zugehörigkeit zu 
einem Einlagensicherungssystem kann es sich bei diesem 
System nur um das System handeln, das für diese Art von 
Institut in dem Mit^iedstaat, in dem das Kreditinstitut 
seinen Sitz hat, vorgesehen ist. 

Die Harmonisierung muß sich auf die wesentlichen 
Aspekte der Einlagensicherungssysteme beschränken und 
die Zahlung der entsprechend der harmonisierten Min- 
destdeckung berechneten Entschädigung aus der Einla- 
gensicherung innerhalb kürzester Frist gewährleisten. — * 

Die Einlagensicherungssysteme müssen tätig werden, 
sobald Einlagen nicht verfügbar werden. 

Insbesondere sollten Einlagen, die Kreditinstute im eige- 
nen Namen und für eigene Rechnung getätigt haben, von 
der Sicherung ausgeschlossen sein. Doch sollte hierdurch 
das Recht der Einlagensicher uhgssysteme nicht beein- 
trächtigt werden, die erforderlichen Schrine zur Rettung 
eines Kreditinstituts zu unternehmen, welches sich in 
Schwierigkeiten befindet. 


(♦) ABI. Nr. L 33 vom 4. 2. 1987, S. 16. 

(') ABI. Nr. L 386 vom 30. 12. 1989, S. 1. Geändert durch die 
Richtlinie 92/30/EWG (ABI. Nr. L 110 vom 28. 4. 1992, 
S. 52). 
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Die Harmonisierung der in der Gemeinschaft bestehenden 
Einlagensicherungssysteme stellt als solche nicht die 
bereits funktionierenden Systeme in Frage, die den Schutz 
der Kreditinstitute insbesondere durch Gewährleistung 
ihrer Solvenz und Liquidität zum Ziel haben, um ein 
Nichtverfügbarwerden der Einlagen bei diesen Kreditin- 
stituten, einschließlich ihrer Zweigstellen in anderen Mit- 
gliedstaaten, auszuschließen. Diese alternativen Systeme, 
deren Ziel ein anders gearteter Schutz ist, können unter 
bestimmten Voraussetzungen von den zuständigen Behör- 
den als mit den Zielen dieser Richtlinie im Einklang 
stehend anerkannt werden. Es obliegt den zuständigen 
Behörden zu überprüfen, ob diese Voraussetzungen erfüllt 
werden. 

Mehrere Mitgliedstaaten verfügen über Einlagensiche- 
rungssysteme, die Berufsverbänden unterstehen. Andere 
Mitgliedstaaten verfügen über solche Systeme, die gesetz- 
lich vorgeschrieben sind und verwaltet werden, wieder 
andere über Systeme, die, obgleich im Wege der Verein- 
barung entstanden, teilweise durch Gesetz geregelt wer- 
den. Die unterschiedliche Rechtsform dieser Systeme 
führt jedoch nur in bezug auf die Pflichtmitgliedschaft der 
Institute und deren Ausschluß von der Einlagensicherung 
zu Problemen. Daher sind Bestimmungen vorzusehen, die 
die Befugnisse der Systeme in dieser Hinsicht beschrän- 
ken. 

Die Beibehaltung von Systemen, die den Einlegern eine 
über der harmonisierten Mindestdeckung liegende Siche- 
rung anbieten, kann in ein und demselben Hoheitsgebiet 
zu unterschiedlich hohen Entschädigungen und zu unter- 
schiedlichen Wettbewerbsbedingungen für inländische 
Institute einerseits und Zweigstellen von Instituten aus 
einem anderen Mitgliedstaat andererseits führen. Zur 
Abhilfe dieser unliebsamen Begleiterscheinungen ist es 
angebracht, den Anschluß von Zweigstellen an ein System 
des Aufnahmemitgliedstaats mit dem Zweck zu genehmi- 
gen, es diesen zu ermöglichen, ihren Einlegern die gleiche 
Sicherung anzubieten, wie sie durch das System des 
Niedcrlassungsstaats angeboten wird. Die Kommission 
sollte nach einigen Jahren Bericht darüber erstatten, 
inwieweit Zweigstellen von dieser Möglichkeit Gebrauch 
gemacht haben und welche Schwierigkeiten sich ihnen 
oder den Sicherungssystemen bei der Durchführung dieser 
Bestimmungen möglicherweise gestellt haben. Es wird 
damit nicht ausgeschlossen, daß das System des Her- 
kunftsmitgliedstaats selbst zu den von ihm festgelegten 
Bedingungen eine solche zusätzliche Deckung anbietet. 

Durch Zweigstellen von Kreditinstituten, die eine höhere 
Deckung anbieten als die im Aufnahmemitgliedstaat zuge- 
lassenen Kreditinstitute könnten Störungen des Marktes 
verursacht werden. Die Höhe und der Umfang der Dek- 
kung, die .von Sicherungssystemen angeboten werden, 
sollten nicht zu einem Instrument des Wettbewerbs wer- 
den. Zumindest für eine Anfangszeit ist daher vorzuse- 
hen, daß die Höhe und der Umfang der Deckung, die ein 
System eines Herkunftsstaats den Einlegern von Zweig- 
stellen in einem anderen Mitgliedstaat bietet, die maxi- 
male Höhe und den maximalen Umfang der vom entspre- 
chenden System des Aufnahmemitgliedstaats angebotenen 
Deckung nicht überschreitet. Nach einigen Jahren sollte 
dann im Lichte der gesammelten Erfahrungen und der 


Entwicklungen im Bankensektor eine Überprüfung mög- 
licher Störungen des Marktes vorgenommen werden. 

Diese Richtlinie sieht grundsätzlich vor, daß alle Kreditin- 
stitute einem Einlagensicherungssystem beitreten müssen. 
Die Richtlinien für die Zulassung von Kreditinstituten mit 
Sitz in Drittländern, insbesondere die Erste Richtlinie 
77/780/EWG des Rates vom 12. Dezember 1977 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Kreditinstitute 0) überlassen den Mitgliedstaaten die Ent- 
scheidung darüber, ob und unter welchen Bedingungen 
sie die Zweigstellen solcher Kreditinstitute zur Ausübung 
ihrer Geschäfte in ihrem Hoheitsgebiet zulassen. Derar- 
tige Zweigstellen kommen nicht in den Genuß der Dienst- 
leistungsfreiheit nach Artikel 59 Absatz 2 des Vertrages 
und können auch nicht die Niederlassungsfreiheit in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem ihrer Errichtung 
nutzen. Ein Mitgliedstaat, der solche Zweigstellen zuläßt, 
sollte daher entscheiden, wie auf sie die Grundsätze dieser 
Richtlinie im Einklang mit Artikel 9 Absatz 1 der Richt- 
linie 77/780/EWG und in Übereinstimmung mit der Not- 
wendigkeit des Schutzes der Einleger und des Erhalts 
eines intakten Finanzsystems zur Anwendung zu bringen 
sind. Es ist von wesentlicher Bedeutung, daß Einleger bei 
solchen Zweigstellen von den für sic geltenden Siche- 
rungsvorkehrungen in vollem Umfang Kenntnis erhalten. 

Zum einen sollte das in dieser Richtlinie festzusetzende 
Mindestdeckungsniveau so festgelegt werden, daß sowohl 
im Interesse des Verbraucherschutzes als auch der Stabili- 
tät des Finanzsystems möglichst viele Einlagen erfaßt 
werden. Zum anderen wäre es unangebracht, gemein- 
schaftsweit ein Schutzniveau vorzu sch reiben, das in man- 
chen Fällen eine unsolide Geschäftsführung der Kreditin- 
stitute fördern könnte. Die Finanzicrungskosten für sol- 
che Systeme sollten berücksichtigt werden. Es erscheint 
zweckmäßig, den harmonisierten Mindestdeckungsbetrag 
auf 20 000 ECU festzusetzen. In beschränktem .Maße 
dürften Übergangsbestimmungen notwendig sein, um es 
den betreffenden Systemen zu gestatten, diesen Wert 
einzuhalten. 

Einige Mitgliedstaaten bieten den Einlegern einen höheren 
Einlagenschutz als das von dieser Richtlinie vorgesehene 
harmonisiene Mindestniveau an. Es ist nicht angebracht, 
diese zum Teil erst vor kurzem aufgrund der Emprtchlung 
87/63/EWG eingerichteten Systeme in bezug auf diesen 
Punkt zu ändern. 

Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, daß bestimmte 
Gruppen von Einlagen oder Einlegern, die ausdrücklich 
genannt werden müssen, keines besonderen Schutzes 
bedürfen, so muß er die Möglichkeit haben, sie von der 
durch die Einlagensicherungssysteme gebotenen Sicherung 
auszunehmen. 

In einigen Mitgliedstaaten wird für nichtverfügbare Einla- 
gen keine Entschädigung in voller Höhe gezahlt, um die 


(*) ABI. Nr. L 322 vom 17. 12. 1977, S. 30. Zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 89/646/EWG (ABI. Nr. L 386 vom 
30. 12. 1989, S. 1). 
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Einleger zu veranlassen, die Qualiltät der Kreditinstitute 
sorgfältig zu prüfen. Diese Praxis sollte jedoch in bezug 
auf Einlagen, die niedriger sind als der harmonisierte 
Mindestbetrag, Beschränkungen unterliegen. 

Der harmonisierte Mindestbetrag gilt grundsätzlich pro 
Einleger und nicht pro Einlage. Zu berücksichtigen sind 
daher auch die Einlagen von Einlegern, die nicht als 
Inhaber figuritrcri oder die nicht die ausschließlichen 
Inhaber sind. Der Schwellenwert gilt daher für jeden 
identifizierbaren Einleger. Organismen für gemeinsame 
Anlagen, für die besondere Schutzvorschriften gelten, die 
auf die vorgenannten Einlagen keine Anwendung finden, 
sollten allerdings von dieser Regelung ausgenommen wer- 
den. 

Die Information ist ein wesentlicher Bestandteil des Einlc- 
gcrschutzcs und ist deshalb ebenfalls durch bestimmte 
Mindestvorschrifren zu regeln, die bindend sind. Eine 
nichtge regelte Werbung mit Hinweisen auf den Enrschä- 
digungsbetrag und den Umfang des Einlagensicherungssy- 
stems könnte allerdings die Stabilität des Bankensystems 
oder das Vertrauen der Einleger beeinträchtigen. Die 
Mitglicdstaaten sollten daher Vorschriften zur Beschrän- 
kung derartiger Hinweise erlassen. 

In Einzelfällcn kann in bestimmten .Mitgliedstaarcn, in 
denen es für bestimmte Kategorien von Kreditinstituten, 
die nur in geringfügigem Maße Einlagen cntgcgennchmcn, 
kein Einlagensicherungssystcm gibt, die Einführung eines 
solchen Systems zuweilen mehr Zeit in Anspruch nehmen, 
als für die Umsetzung dieser Richtlinie vorgesehen. In 
solchen Fällen läßt sich ein vorübergehendes Abweichen 
von dem Erfordernis, einem Einlagensicherungssystem 
anzugehören, rechtfertigen. Sollten jedoch die betreffen- 
den Kreditinstitute Geschäfte im .\usland tätigen, so 
wären die betreffenden Mitglicdstaaten jedoch berechtigt, 
ihnen den Beitritt zu dem von ihnen eingerichteten Einla- 
gensicherungssystem vorzuschreiben. 

Es ist nicht unbedingt erforderlich, in dieser Richtlinie die 
Verfahren für die Finanzierung der Sicherungssysteme für 
die Einlagen oder für die Kreditinstitute selbst zu harmo- 
nisieren, da einerseits die Kosten dieser Finanzierung 
grundsätzlich von den Kreditinstituten selbst getragen 
werden müssen und andererseits die Finanzierungskapazi- 
tät dieser Systeme in einem angemessenen Verhältnis zu 
ihren Verbindlichkeiten stehen muß. Allerdings darf die 
Stabilität des Bankensystems in dem betreffenden .Mit- 
gliedstaat hierdurch nicht gefährdet werden. 

Die Mitgliedstaaten oder ihre zuständigen Behörden kön- 
nen aufgrund dieser Richtlinie den Einlegern gegenüber 
nicht haftbar gemacht werden, wenn sie für die Einrich- 
tung bzw. die amtliche Anerkennung eines oder mehrerer 
Systeme Sorge getragen haben, die die Einlagen oder die 
Kreditinstitute selbst absichern und die Zahlung von 
Entschädigungen oder den Schutz der Einleger nach .Maß- 
gabe dieser Richtlinie gewährleisten. 

Die Einlagensicherung ist ein wichtiger Aspekt der Voll- 
endung des Binnenmarktes und aufgrund der Solidarität, 
die sie unter den Kreditinstituten eines Finanzmarktes bei 
Zahlungsunfähigkeit efnes Instituts schafft, eine unent- 
behrliche Ergänzung des Systems der Bankenaufsicht — 


HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: 

1. Einlage: ein Guthaben, das sich aus auf einem Konto 
verbliebenen Beträgen oder aus Zwischenpositionen 
im Rahmen von normalen Bankgeschäften ergibt und 
vom Kreditinstitut nach den geltenden gesetzlichen 
und vertraglichen Bedingungen zurückzuzahlen ist, 
sowie Forderungen, die das Kreditinstitut durch Aus- 
stellung einer Urkunde verbrieft hat. 

Anteile an britischen und irischen Bausparkassen, 
ausgenommen solche, die im Sinne des Artikels 2 
ihrem Wesen nach als Kapital anzusehen sind, gelten 
als Einlagen. 

Schuldverschreibungen, die die Voraussetzungen des 
Artikels 22 Absatz 4 der Richtlinie 85/611/EWG des 
Rates vom 20. Dezember 1985 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschrifren betreffend be- 
stimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in 
Wertpapieren (OGAW) (*) erfüllen, gelten nicht als 
Einlagen. 

Zur Berechnung des Guthabens wenden die Mitglied- 
staaten die für Aufrechnungen und Gegenforderungen 
geltenden Vorschriften und Regelungen entsprechend 
den für die Einlage geltenden gesetzlichen und ver- 
traglichen Bedingungen an; 

2. Gemeinschaftskonto: ein Konto, das im Namen von 
zwei oder mehreren Personen eröffnet wurde oder an 
dem zwei oder mehrere Personen Rechte haben und 
über das mit der Unterschrift von einer oder mehreren 
dieser Personen verfügt werden kann; 

3. Nichtverfügbare Einlage: eine Einlage, die gemäß den 
für sie geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedin- 
gungen zwar fällig und von einem Kreditinstitut zu 
zahlen ist, jedoch noch nicht gezahlt wurde, wobei 
einer der beiden folgenden Fälle vorliegt: 

i) Die jeweils zuständigen Behörden haben festge- 
stellt, daß ihrer Auffassung nach das Kreditinsti- 
tut aus Gründen, die mit seiner Finanzlage unmit- 
telbar Zusammenhängen, vorerst nicht in der Lage 
ist, die Einlage zurückzuzahlen, und gegenwärtig 
keine Aussicht auf eine spätere Rückzahlung 
besteht. 

Die zuständigen Behörden treffen diese Feststel- 
lung so rasch wie möglich, spätestens jedoch 
21 Tage, nachdem sie erstmals festgestellt haben, 
daß ein Kreditinstitut die fälligen und rückzahlba- 
ren Einlagen nicht zurückgezahlt hat. 

ii) Ein Gericht hat aus Gründen, die mit der Finanz- 
lage des Kreditinstituts unmittelbar Zusammen- 
hängen, eine Entscheidung getroffen, die ein 


(') ABI. Nr. L 375 vom 31. 12. 1985, S. 3. Zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 88/220/EWG (ABI. Nr. L 100 vom 
19. 4. 1988, S. 31). 
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Ruhen der Forderungen der Einleger gegen das 
Institut bewirkt, sofern diese Entscheidung vor 
der Feststellung nach Ziffer i) erfolgt ist. 

4. Kreditifistitut: ein Unternehmen, dessen Tätigkeit 
darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gel- 
der des Publikums entgegenzunehmen und Kredite für 
eigene Rechnung zu gewähren; 

5, Zweigstelle: eine Betriebsstelle, die einen rechtlich 
unselbständigen Teil eines Kreditinstituts bildet und 
unmittelbar sämtliche oder einen Teil der Geschäfte 
betreibt, die mit der Tätigkeit eines Kreditinstituts 
verbunden sind; hat ein Kreditinstitut mit Sitz in 
einem anderen .Vlitgliedstaat in ein und demselben 
.Vlitgliedstaat mehrere Betriebsstellen errichtet, so 
werden diese als eine einzige Zweigstelle betrachtet. 

Artikel 2 

Folgende Einlagen sind von einer Rückzahlung durch die 
Einlagensicherungssysteme ausgeschlossen: 

— vorbehaltlich des Artikels 8 .Absatz 3 Einlagen, die 
andere Kreditinstitute im eigenen Namen und auf 
eigene Rechnung getätigt haben; 

— alle Instrumente, die unter die Definition der „Eigen- 
mittel“ in Artikel 2 der Richtlinie 89/299/E\VG des 
Rates vom 17. April 1989 über die Eigenmittel von 
Kreditinstituten (') fallen; 

— Einlagen im Zusammenhang mit Transaktionen, auf- 
grund deren Personen in einem Strafverfahren wegen 
Gcidwäsche im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 
91/308/EWG des Rates vom 10. Juni 1991 zur Ver- 
hinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 
Zwecke der Gcidwäsche (') verurteilt worden sind. 

Artikel 3 

(l) Jeder Mitgliedstaat sorgt in seinem Hoheitsgebiet 
für die Errichtung und amtliche Anerkennung eines oder 
mehrerer Einlagensicherungssysteme. Außer in den im 
nachstehenden Unterabsatz sowie in Absatz 4 genannten 
Fällen darf ein in dem Mitgliedstaat nach Artikel 3 der 
Richtlinie 77/780/EWG zugelassenes Kreditinstitut Einla- 
gen nur annehmen, wenn es einem dieser Systeme ange- 
schlossen ist. 

Die .Mitgliedstaaten können jedoch ein Kreditinstitut von 
der Pflicht zur .Mitgliedschaft in einem Einlagensiche- 
rungssystem befreien, wenn das betreffende Kreditinstitut 
einem System angeschlossen ist, durch welches das Kre- 
ditinstitut selbst geschützt wird und insbesondere seine 
Liquidität und Solvenz gewährleistet werden, wodurch 
den Einlegern in einem Einlagensicherungssystem zumin- 
dest gleichwertiger Schurz geboten wird, und sofern das 
betreffende System nach Auffassung der zuständigen 
Behörden die folgenden Voraussetzungen erfüllt: 


(') .ABI. Nr. L 124 vom 5. 5. 1989, S. 16. Zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 92/16/EWG (ABI. Nr. L 75 vom 21. 3. 
1992, S. 48). 

(-) ABI. Nr. L 166 vom 28. 6. 1991, S. 77. 


— es besteht bereits zum Zeitpunkt der Annahme dieser 
Richtlinie und ist amtlich anerkannt; 

— es soll dazu dienen, ein Nichtverfügbarwerden der 
Einlagen der diesem System angeschlossenen Kreditin- 
stitute zu vermeiden, und verfügt über die dazu erfor- 
derlichen Mittel; 

— es handelt sich dabei nicht um eine Sicherung, die den 
Kreditinstituten durch den Mitgliedstaat selbst oder 
seine lokalen oder regionalen Behörden gewährt 
wird; 

— es stellt die Unterrichtung der Einleger entsprechend 
Artikel 6 sicher. 

Die Mitgliedstaaten, die von dieser Befugnis Gebrauch 
machen, teilen dies der Kommission mit; sie unterrichten 
sie vor allem über die Beschaffenheit dieser Schutzsysteme 
und die davon erfaßten Kreditinstitute sowie über spätere 
Änderungen gegenüber den zunächst übermittelten Infor- 
mationen. Die Kommission setzt den Beratenden Banken- 
ausschuß davon in Kenntnis. 

(2) Kommt ein Kreditinstitut den Verpflichtungen als 
Mitglied eines Einlagensicherungssystems nicht nach, so 
werden die zuständigen Behörden, die die Zulassung 
erteilt haben, hiervon in Kenntnis gesetzt; sie ergreifen im 
Zusammenwirken mit dem Sicherungssystem alle erfor- 
derlichen Maßnahmen, einschließlich der Verhäni;ung 
von Sanktionen, um sicherzustellen, daß das Kreditinsti- 
tut seinen Verpflichtungen nachkommt. 

(3) Kommt das Kreditinstitut trotz dieser Maßnahmen 
seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann das System - 
wenn das einzelstaatliche Rech; dies zulaßt - mit aus- 
drücklicher Zustimmung der zuständigen Behörden dem 
Kreditinstitut die Mitgliedschaft in dem System mit einer 
Frist von mindestens zwölf Monaten kündigen. Vor 
Ablauf der Kündigungsfrist getätigte Einlagen werden von 
dem System weiterhin voll geschützt. Ist das Kreditinstitut 
bei Ablauf der Kündigungsfrist seinen Verpflichtungen 
nicht nachgekommen, kann das Sicherungssystem mit 
erneuter ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen 
Behörden den Ausschluß vollziehen. 

(4) Wenn das einzelstaatliche Recht cs zuläßt, kann ein 
aus einem Einlagensicherungssystem ausgeschlossenes 
Kreditinstitut mit ausdrücklicher Zustimmung der zustän- 
digen Behörden, die die Zulassung erteilt haben, weiter- 
hin Einlagen annehmen, sofern es vor seinem Ausschluß 
anderweitige Vorkehrungen zur Einlagensicherung getrof- 
fen hat, die den Einlegern einen Schutz garantieren, der 
dem des amtlich anerkannten Systems nach Höhe und 
Umfang mindestens gleichwertig ist. 

(5) Vermag ein Kreditinstitut, dessen Ausschluß gemäß 
Absatz 3 vorgesehen ist, keine anderweitigen Vorkehrun- 
gen zu treffen, die die Anforderungen nach Absatz 4 
erfüllen, so widerrufen die zuständigen Behörden, die die 
Zulassung erteilt haben, diese umgehend. 

Artikel 4 

(1) In einem Mitgliedstaat nach Artikel 3 Absatz 1 
errichtete und amtlich anerkannte Einlagensicherungssy- 
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Sterne schützen auch die Einleger von Zweigstellen, die 
die Kreditinstitute in anderen Mitgliedstaaten errichtet 
haben. 

Bis zum 31. Dezember 1999 dürfen weder Höhe noch 
Umfang — einschliclslich der Quote — der dort gebote- 
nen Deckung den Höchstbetrag und Höchstumfang der 
von dem entsprechenden Sicherungssystem des Aufnah- 
memitgliedstaats in. dessen Hoheitsgebiet gewährten Dek- 
kung überschreiten. 

Vor dem genannten Termin erstellt die Kommission 
anhand der bei der Anwendung von Unterabsatz 2 
gemachten Erfahrungen einen Bericht und prüft, ob diese 
Regelung weiterhin erforderlich ist. Gegebenenfalls unter- 
breitet die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat einen Richtlinicnvorschlag zur Verlängerung der 
Gültigkeit dieser Regelung. 

(2) Überschreiten Höhe oder Umfang — einschließlich 
der Quote — der von dem Sicherungssystem im Aufnah- 
mcmitgliedstaat gewährten Deckung Höhe oder Umfang 
der Deckung, die in dem Mitglicdstaat geboten wird, in 
dem das Kreditinstitut zugclassen ist, so sorgt der Auf- 
iiahmeniitglicdstaat dafür, daß in seinem Hoheitsgebiet 
ein amtlich anerkanntes Einlagensicherungssystcm vor- 
handen ist, dem sich eine Zweigstelle freiwillig anschlic- 
ßen kann, um die Sicherung zu ergänzen, über die ihre 
Einleger bereits aufgrund ihrer Mitgliedschaft im System 
des Herkunftsmitgüedstaats verfügen. 

Die Zweigstelle soll sich dem System anschließen, das für 
den Institutsnp vorgesehen ist, dem sie im Aufnahmemit- 
glicdstaat zuzurechnen ist oder am ehesten entspricht. 

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß objektive 
und allgemein geltende Bedingungen für die Mitglied- 
schaft von Zweigstellen im System eines Aufnahmemit- 
giiedstaats nach Absatz 2 festgclegt werden. Vorausset- 
zung für die Aufnahme ist, daß alle einschlägigen mit 
der Mitgliedschaft einhergehenden Verpflichtungen erfüllt 
und insbesondere alle Beiträge und sonstigen Gebühren 
entrichtet werden. Die Umsetzung dieses Absatzes durch 
die Mitgliedstaaten erfolgt im Einklang mit den in 
Anhang II niedergelegten Leitprinzipien. 

(4) Kommt eine Zweigstelle, die von der freiwilligen 
Mitgliedschaft gemäß Absatz 2 Gebrauch gemacht hat, 
ihren Verpflichtungen als Mitglied des Einlagensiche- 
rungssystems nicht nach, so werden die zuständigen 
Behörden, die die Zulassung erteilt haben, hiervon in 
Kenntnis gesetzt; sie ergreifen im Zusammenwirken mit 
dem Sicherungssystem alle erforderlichen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, daß den genannten Verpflichtungen 
nachgekommen wird. 

Kommt die Zweigstelle trotz dieser Maßnahmen den 
genannten Verpflichtungen nicht nach, so kann das Siche- 
rungssystem die Zweigstelle nach Ablauf einer angemesse- 
nen Kündigungsfrist von mindestens zwölf Monaten mit 
Zustimmung der zuständigen Behörden, die die Zulas- 
sung erteilt haben, von dem System ausschließen. Vor 
dem Zeitpunkt des Ausschlusses getätigte Einlagen blei- 
ben bis zu ihrer Fälligkeit unter dem Schutz der freiwilli- 


gen Einlagensicherung. Die Einleger sind vom Wegfall der 
ergänzenden Deckung zu unterrichten. 

(5) Die Kommission berichtet spätestens bis zum 
31. Dezember 1999 über die Anwendung der Absätze 2, 
3 und 4 und unterbreitet gegebenenfalls hierzu Ände- 
rungsvorschläge. 


Artikel 5 

Einlagen, die von einem nach Artikel 3 der Richtlinie 
77/780/EWG zugelassenen Kreditinstitut zum Zeitpunkt 
des Widerrufs seiner Zulassung gehalten werden, sind 
weiterhin durch das Sicherungssystem geschützt. 


Artikel 6 

(1) Die Mitgliedstaaten überprüfen, ob die Zweigstel- 
len von Kreditinstituten mit Sitz außerhalb der Gemein- 
schaft über eine Deckung verfügen, die der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Deckung gleichwertig ist. 

Verfügen sie nicht über eine solche Deckung, so können 
die Mitgliedstaaten vorbehaltlich des Artikels 9 Absatz 1 
der Richtlinie 77/780/EWG verlangen, daß sich die 
Zweigstellen von Kreditinstituten mit Sitz außerhalb der 
Gemeinschaft einem in ihrem Hoheitsgebiet bestehenden 
Einlagensicherungssystem anschließen. 

(2) Tatsächlichen und potentiellen Einlegern von 
Zweigstellen von Kreditinstituten mit Sitz außerhalb der 
Gemeinschaft sind von dem Kreditinstitut alle wichtigen 
Informationen über die ihre Einlagen schützenden Siche- 
rungsvorkehrungen zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die in Absatz 2 bezcichneten Informationen müs- 
sen in der oder den Amtssprachen des Mitglicdstaats, in 
dem die Zweigstelle errichtet wurde, gemäß den inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften zur Verfügung gestellt wer- 
den und in klarer und verständlicher Form abgefaßt 
sein. 


Artikel 7 

(1) Für den Fall, daß Einlagen nicht verfügbar sind, 
sehen die Einlagensicherungssysteme vor, daß die Gr- 
samtheic der Einlagen desselben Einlegers bis zu einem 
Betrag von 20 000 ECU abgedeckt wird. 

Bis zum 31. Dezember 1999 können die Mitgliedstaaten, 
in denen Einlagen zum Zeitpunkt der Annahme dieser 
Richtlinie nicht bis zu einem Betrag von 20 000 ECU 
gesichert sind, den in ihren Sicherungssystemen vorgese- 
henen Höchstbetrag bei behalten, sofern er 15 000 ECU 
nicht unterschreitet. 

(2) Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, daß 
bestimmte Einleger oder bestimmte Einlagen von dieser 
Sicherung ausgenommen oder in geringerem Umfang gesi- 
chert werden. Die Liste dieser Ausnahmen ist in Anhang I 
beigefügt. 
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(3) Dieser Artikel schließt nicht aus, daß Vorschriften 
beibehalten oder erlassen werden, die eine höhere oder 
umfassendere Einlagensicherung bieten. Insbesondere 
können Einlagensicherungssysteme bestimmte Arten von 
Einlagen aus sozialen Erwägungen in voller Höhe dek- 
ken. 

(4) Die Mitgliedstaaten können die in Absatz 1 vorge- 
sehene oder die in Absatz 3 genannte Einlagensicherung 
auf einen Vomhundertsatz begrenzen. Solange der im 
Rahmen der Einlagensicherung auszuzahlende Betrag den 
in Absatz 1 genannten Betrag nicht überschreitet, muß 
der Deckungssatz jedoch mindestens 90 v. H. der gesam- 
ten Einlagen betragen. 

(5) Der in Absatz 1 genannte Betrag wird regelmäßig, 
mindestens jedoch alle fünf Jahre von der Kommission 
überprüft. Diese legt gegebenenfalls dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Richtlinienvorschlag vor, 
um den in Absatz 1 genannten Betrag unter Berücksichti- 
gung insbesondere der Entwicklung im Bankensektor und 
der Wirtschaftslage sowie der währungspolitischen Situa- 
tion in der Gemeinschaft anzupassen. Die erste Überprü- 
fung findet erst fünf Jahre nach Ablauf des in Absatz 1 
Untcrabsatz 2 genannten Zeitraums statt. 

(6) Die Mitglicdstaaten sorgen dafür, daß der Einleger 
die .Viöglichkcit hat, hinsichtlich seines Entschädigungsan- 
spruchs mit einem Abhilfeersuchen gegen das Einlagen- 
sicherungssystem vorzugehen. 

Artikel 8 

(1) Die in Artikel 7 Absätze 1, 3 und 4 genannten 
Obergrenzen gelten für alle Einlagen bei ein und demsel- 
ben Kreditinstitut unbeschadet der Anzahl, der Währung 
und der Belegcnheit der Einlagen in der Gemeinschaft. 

(2) Der auf jeden Einleger entfallende Anteil an der 
Einlage auf einem Gemeinschaftskonto wird bei der 
Berechnung der Obergrenzen nach Artikel 7 Absätze 1, 3 
und 4 berücksichtigt. 

Fehlen besondere Bestimmungen, so wird der Einlage- 
betrag zu gleichen Teilen auf die Einleger verteilt. 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß Einlagen auf 
einem Konto, über das zwei oder mehr Personen als 
Mitglieder einer Personengesellschaft oder Sozietät, einer 
Vereinigung oder eines ähnlichen Zusammenschlusses 
ohne Rechtspersönlichkeit verfügen können, bei der 
Berechnung der Obergrenzen nach Artikel 7 Absätze 1, 3 
und 4 zusammengefaßt und als Einlage eines einzigen 
Einlegers behandelt werden. 

(3) Kann der Einleger nicht uneingeschränkt über den 
Einlagebetrag verfügen, so wird der uneingeschränkt Nut- 
zungsberechtigte gesichen, sofern dieser bekannt ist oder 
ermittelt werden kann, bevor die zuständigen Behörden 
die Feststellung nach Artikel 1 Nummer 3 Ziffer i) treffen 
oder das Gericht die Entscheidung nach Artikel 1 Num- 
mer 3 Ziffer ii) trifft. Gibt es mehrere uneingeschränkte 
Nutzungsberechtigte, so wird der auf jeden von ihnen 
gemäß den für die Verwaltung der Einlagen geltenden 


Vorschriften entfallende Anteil bei der Berechnung der 
Obergrenzen nach Anikel 7 Absätze 1, 3 und 4 berück- 
sichtigt. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf Organis- 
men für gemeinsame Anlagen. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß das Kreditinsti- 
tut seinen tatsächlichen und potentiellen Einlegern die 
erforderlichen Angaben zur Verfügung stellt, damit sie 
das Einlagensicherungssystem, dem das Kreditinstitut und 
seine Zweigstellen innerhalb der Gemeinschaft angehören, 
bzw. die gegebenenfalls gemäß Artikel 3 Absatz 1 Unter- 
absatz 2 oder Artikel 3 Absatz 4 getroffenen Alternativ- 
vorkehrungen ermitteln können. Die Einleger sind über 
die Bestimmungen des Einlagensicherungssystems oder 
der anzuwendenden Alternativvorkehrungen, einschließ- 
lich der Höhe und des Umfangs der von dem Sicherungs- 
system gebotenen Deckung, zu unterrichten. Diese Anga- 
ben sind in leicht verständlicher Form zur Verfügung zu 
stellen. 

Ferner müssen die Informationen über die Bedingungen 
der Entschädigung und die zum Erhalt der Entschädigung 
zu erfüllenden Formalitäten auf Anfrage erhältlich sein. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen Angaben müssen 
entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in 
der oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats verfügbar 
sein, in dem die Zweigstelle errichtet wurde. 

(3) Die Mitgliedstaaten legen Regeln fest, die die Nut- 
zung der in Absatz 1 genannten Angaben zu Werbezwek- 
Icen begrenzen, damit die Stabilität des Bankensystems 
oder das Vertrauen der Einleger durch eine derartige 
Nutzung nicht beeinträchtigt wird. Die Mitglicdstaaten 
können diese Werbung insbesondere auf einen rein sach- 
bezogenen Hinweis auf das Sicherungssystem, dem das 
Kreditinstitut angehört, beschränken. 

Artikel 10 

(1) Die Einlagensicherungssysteme treffen Vorkehrun- 
gen, um ordnungsgemäß geprüfte Forderungen der Ein- 
leger in bezug auf nicht verfügbare Einlagen binnen drei 
Monaten ab dem Zeitpunkt zahlen zu können, zu dem 
die zuständigen Behörden die Feststellung nach Artikel 1 
Nummer 3 Ziffer i) getroffen haben oder das Gericht die 
Entscheidung nach Artikel 1 Nummer 3 Ziffer ii) getrof- 
fen hat. 

(2) Bei in jeder Hinsicht außergewöhnlichen Umstän- 
den und in besonderen Fällen kann ein Sicherungssystem 
bei den zuständigen Behörden eine Fristverlängerung 
beantragen. Diese Verlängerung darf drei Monate nicht 
überschreiten. Die zuständigen Behörden dürfen auf 
Antrag des betreffenden Sicherungssystems maximal zwei 
weitere Verlängerungen gewähren,- die jeweils auf drei 
Monate beschränkt sind. 

(3) Ein Sicherungssystem darf sich nicht auf die in den 
Absätzen 1 und 2 genannte Frist berufen, um einem 
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Einleger das Recht auf Sicherung zu verweigern, der 
seinen Anspruch auf Entschädigung aus der Einlagen- 
sichcrung nicht rechtzeitig geltend machen konnte. 

(4) Die Unterlagen über die einzuhaltenden Bedingun- 
gen und Formalitäten für die in Absatz 1 genannte 
Entschädigung aus der Einlagensicherung sind in ausführ- 
licher Form entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften in der oder den Amtssprachen des Mitglied- 
Staats, in dem sich die gesicherte Einlage befindet, abzu- 
fassen. 

(5) Wenn dem Einleger oder einer anderen Person, die 
.Anspruch auf den Einlagebetrag hat oder daran beteiligt 
ist, eine strafl'>are Handlung infolge von oder im Zusam- 
menhang miit Geld wasche im Sinne des Artikels 1 der 
Richtlinie 91/308/EWG zur Last gelegt wird, können 
unbeschadet der Frist nach den Absätzen 1 und 2 Ent- 
schädigungszahlungen aus dem Einlagensicherungssystem 
ausgesetzt werden, bis ein Urteil ergangen ist. 


Artikel 11 

Unbeschadet anderer- Rechte aufgrund einzelstaatlicher 
Rechtsvorschriften sind Systeme, die im Rahmen der 
Einlagensicherung Zahlungen leisten, berechtigt, beim 
Liquidationsverfahren in Höhe der von ihnen geleisteten 
Zahlung in die Rechte der Einleger einzutreten. 


Artikel 12 

Unbeschadet des .Artikels 3 sind die in Spanien bzw. 
Griechenland zugelassenen und in .Anhang III aufgeführ- 
ren Kreditinstitute bis zum 31. Dezember 1999 von der 
Pflicht zur Mitgliedschaft in einem Einlagensicherungs- 
system befreit. 

Diese Kreditinstitute weisen ihre tatsächlichen und poten- 
tiellen Einleger ausdrücklich darauf hin, daß sie keinem 
Einlagensicherungssystem angehören. 

Während dieses Zeitraums kann ein anderer .Mitgliedstaat 
für den Fall, daß die betreffenden Kreditinstitute in 
seinem Hoheitsgebiet eine Zweigstelle errichten oder 
errichtet haben, vorschreiben, dal? die betreffende Zweig- 


stelle sich nach Maßgabe von Artikel 4 Absätze 2, 3 und 
4 einem in seinem Hoheitsgebiet eingerichteten Ein- 
lagensicherungssystem anschließt. 

Artikel 13 

Die Kommission gibt in der von ihr gemäß Artikel 3 
Absatz 7 der Richtlinie 77/780/EWG zu erstellenden Liste 
zugelassener Kreditinstitute den Status jedes einzelnen 
Kreditinstituts in bezug auf diese Richtlinie an. 

Artikel 14 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richt- 
l^ie nachzukommen, vor dem 1. Juli 1995 in Kraft. Sie 
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz l 
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder 
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung 
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die 
Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 15 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Artikel 1 6 

Diese Richtlinie ist ah die Mitgiiedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brussel am 30. Mai 1994. 

Im Namen des 

Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 

E. KLEPSCH G. ROMEOS 
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ANHANG / 


Liste der Ausnahmen gemäß Artikel 7 Absatz 2 


1. Einlagen von Finanzinstituten im Sinne des Artikels l Nummer 6 der Richtlinie 89/646/EWG; 

2. Einlagen von Versicherungsunternehmen; 

3. Einlagen des Staates und der Zentralverwaltungen; 

4. Einlagen von regionalen und örtlichen Gebietskörperschaften; 

5. Einlagen von Organismen für gemeinsame Anlagen; 

6. Einlagen von Pensions- und Rentenfonds; 

7. Einlagen der Verwaltungsratsmitglieder, der Geschäftsleiter, der persönlich haftenden Gesellschafter, 
der Personen, die mindestens 5 v. H. des Kapitals des Kreditinstituts halten, der Personen, die mit der 
gesetzlichen Kontrolle der Rechnungsunterlagen des Kreditinstituts betraut sind, und der Einleger, die 
vergleichbare Funktionen in anderen Gesellschaften derselben Unternehmensgruppe innehaben; 

8. Einlagen naher Verwandter und Dritter, die für Rechnung der unter Nummer 7 genannten Einleger 
handeln; 

9. Einlagen anderer Gesellschaften derselben Unternehmensgruppe; 

10. nicht auf einen Namen lautende Einlagen; 

11. Einlagen, für die der Einleger von dem Kreditinstitut auf individueller Basis Zinssätze und finanzielle 
Vorteile erhalten hat, die zu einer Verschlechterung der finanziellen Lage des Kreditinstituts beigetragen 
haben; 

12. Schuldverschreibungen des Kreditinstituts und Verbindlichkeiten aus eigenen Akzepten und Solawech- 
seln; 

13. Einlagen in anderen Währungen als: 

— der Landeswährung eines der Mitgliedstaaten, 

— Ecu; 

14. Einlagen von Gesellschaften, die so groß sind, daß die in Artikel 11 der Vierten Richtlinie 78/660/EWG 
des Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über den 
Jahresabschluß von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen (*) vorgesehene Möglichkeit, eine ver- 
kürzte Bilanz aufzustellen, für sie nicht in Frage kommt. 


(‘) .\ßl. Nr. L 222 vom 14. 8. 1978, S. 1 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 90/605/EWG (ABI. Nr. L 317 vom 16. 11. 
1990. S. 60V. 
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ANHANG n 


Leitprinzipien 


Beantragt eine Zweigstelle zur Ergänzung der Sicherung den Anschluß an ein Einlagensicherungssystem des 
Aufnahmemitgliedstaats, so legt dieses Sicherungssystem gemeinsam mit dem Einlagensicherungssystem des 
Herkunftsmitgliedstaats geeignete Regeln und Verfahren für die Zahlung von Entschädigungen an die 
Einleger dieser Zweigstelle fest. Sowohl für die Ausarbeitung dieser Verfahren als auch für die Festlegung 
der Bedingungen für die Mitgliedschaft einer Zweigstelle (im Sinne von Artikel 4 Absatz 2) gelten die 
nachstehenden Prinzipien: 

a) Das Sicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats hat weiterhin das uneingeschränkte Recht, den 
angeschlossenen Kreditinstituten seine eigenen objektiven und allgemein geltenden Vorschriften aufzuer- 
legen; es darf die Übermittlung aller einschlägigen Angaben fordern und hat das Recht, diese Angaben 
im Benehmen mit den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats zu überprüfen; 

b) das Sicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats erfüllt die Forderungen auf Zahlung einer ergänzen- 
den Entschädigung, wenn die zuständigen Behörden des Hcrkunftsmitgliedstaats die Erklärung über die 
Nichtverfügbarkeit der Einlagen abgegeben haben. Das Sicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats 
hat weiterhin das uneingeschränkte Recht, vor der Zahlung einer ergänzenden Entschädigung gemäß 
seinen eigenen Regeln und Verfahren zu prüfen, ob der Einleger anspruchsberechtigt ist; 

c) die Sicherungssysteme des Herkunfts- und des Aufnah memitgiiedstaats arbeiten eng zusammen, um 
sicherzustellen, daß die Einleger unverzüglich und ordnungsgemäß entschädigt werden. Sie treffen 
insbesondere Vereinbarungen darüber, wie etwaige Gegenforderungen, die nach den Vorschriften des 
einen oder des anderen Systems Anlaß zu einer Aufrechnung geben können, sich auf die Entschädigung 
des Einlegers aus jedem der beiden Systeme auswirken; 

d) die Sicherungssysteme des Aufnahmemitgliedstaats sind berechtigt, Zweigstellen mit den Kosten der 
ergänzenden Sicherung in angemessener Weise zu belasten, wobei die vom Sicherungssystem des 
Hcrkunftsmitgliedstaats geleistete Deckung mitberücksichtigt wird. Zur Vereinfachung der Kostenbe- 
rechnung kann das Sicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats davon ausgehen, daß seine Verbind- 
lichkeiten unter allen Umständen auf den Teil der Sicherung begrenzt sind, der über die vom 
Sicherungssystem des Herkunftsmitgliedstaats geleistete Deckung hinausgeht, und zwar unabhängig 
davon, ob der Herkunftsmitgliedstaat tatsächlich eine Entschädigung für im Hoheitsgebiet des Aufnah- 
mcmitglicdstaats gehaltene Einlagen zahlt oder nicht. 
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ANHANG Ul 

Liste der Kreditinstitute gemäß Artikel 12 

a) Gruppen spezialisierter spanischer Kreditinstitute, deren Rechtsform derzeit neugestaltet wird, zugclassen 
" als: 

— Entitades de Financiaciön o Factoring, 

— Sociedades de Arrcndamiento Financiero, 

— Sociedades de Crcdito Hipotecario; 

b) die nachstehenden öffentlich-rechtlichen spanischen Kreditinstitute: 

— Bapco de Crcdito Agricola, SA, 

— Banco Hipotecario de Espana, SA, 

— Banco de Crcdito Local, SA; 

c) die nachstehenden griechischen Kreditgenossenschaften: 

— Kreditgenossenschaft von Lamia, 

— Kreditgenossenschaft von loannina, 

— Kreditgenossenschaft von Xylokastron; 

sowie die nachstehend aufgeführten Kreditgenossenschaften vergleichbarer Art, die zum Zeitpunkt der 
Annahme der Richtlinie zugclassen sind oder die Zulassung beantragt haben: 

— Kreditgenossenschaft von Chania, 

— Kreditgenossenschaft von Iraklion, 

— Kreditgenossenschaft von Magnissia, 

— Kreditgenossenschaft von Larissa, 

— Kreditgenossenschaft von Patras, 

— Kreditgenossenschaft von Thessaloniki. 
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KOMVIISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

K0M(94) 99 endg. - COD 415 
Brüssel, den 24.03.1994 


STELLUNGNAHME DER KOMMISSION 

gemäß Artikel 189 b, Absatz 2. Buchstabe d) des EG-Ver träges, 
zu den Abänderungen des Europäischen Parlaments 
des gemeinsamen Standpunkts des Rates betreffend den 
Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 


ÜBER EINLAGENSICHERUNGSSYSTEME 


ZUR ÄNDERUNG DES VORSCHLAGS DER KOMMISSION 
gemäß Artikel 189 a, Absatz 2 des EG-Vertrages 
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STELLUNGNAHME CER KOMM I ! ON 

gemäß Artikel 139 b. Absatz 2. Buchstabe d) des EG-Ver t rages , 
zu den Abänderungen des Europäischen Parlaments 
des gemeinsamen Standpunkts des Rates betreffend den 
Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UNO DES RATES 


ÜBER EINLAGENSICHERUNGSSYSTEME 


1. STAND DES VERFAHRENS 

am 7. Juni 1993* hat die Kommission dem Rat einen Vorschlag für eine Richtlinie 
über Einlagensichenmgssysteme zur Änderung des Vorschlags vorgelegt, den sie am 
6. Mai 1992 angenommen** und dem Rat am 14. Juni 1992 vorgelegt hat, um den 
Ergebnissen der Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses Rechnung zu tragen. 

am 25. Oktober 1993 hat der Rat den Gemeinsamen Standpunkt festgelegt, der dem 
Parlament am 13. Dezember 1993 vorgelegt wurde. 

^ 9. März 1994 hat das Europäische Parlament mit absoluter Mehrheit sieben 
Änderungsvorschläge zum Gemeinsamen Standpunkt verabschiedet. 

Nach dem in Artikel 189b Absatz 2 Buchstabe d) des Vertrags vorgesehenen schriftlichen 
Verfahren muß die Kommission eine Stellungnahme zu diesen Änderungsvorschlägen 
abgeben. 


2. STELLUNGNAHME DES VERTRETERS DER KOMMISSION AUF DER 
PLENARTAGUNG 

Obwohl das Europäische Parlament nur 7 Änderungen des Textes des Gemeinsamen 
Standpunkts des Rates vorschlägt, hat der Vertreter der Kommission auf der Plenartagung 
4 davon abgelehnt, da sie prinzipielle Fragen aufwerfen oder mit der Gefahr verbunden 
sind, den Kompromiß des Gemeinsamen Standpunkts in unerwünschter Weise in Frage zu 
stellen. Nach Ärtikel 189b Absatz 3 kann der Rat diese vier Änderungsvorschläge nur 
einstimmig annehmen. 


3. STELLUNGNAHME DER KOMMISSION ZU DEN VOM PARLAMENT 
VERABSCHIEDETEN ÄNDERUNGSVORSCHLÄGEN 

A. von der Kommission angenommene Änderungsvorschläge 

Änderungsvorschlag Nr. 3 

Dieser Änderungsvorschlag sieht vor, daß der mögliche Vorschlag der Kommission 
an den Rat, der eine Verlängerung der Zeit beinhaltet, während der die Systeme die 
Deckung der Einleger der Zweigniederlassungen auf das bestehende Niveau im 


* ABI. C 178 vom 30.6.1993 

** ABI. C 163 vom 30.6.1992 
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Aufnahmeland zu begrenzen haben, notwendigerweise ein Vorschlag an den Rat und 
das Parlament sein muß. 

Dieser Änderungsvorschlag wurde akzeptiert und sollte im geänderten 
Gemeinsamen Standpunkt aufgegriffen werden. 


Änderungsvorschlag Nr. 4 

Dieser Änderungsvorschlag verbessert den Wortlaut des Artikels 7 Absatz 1. Die 
Fassung des Gemeinsamen Standpunkts könnte den Staaten, deren Deckungsniveau 
zwischen 15.000 ECU imd 20.000 ECU liegt, die Möglichkeit geben, "die Garantie 
auf 15.000 ECU zu begrenzen". Es handelt sich dabei um ein unerwünschtes 
Ergebnis^ das durch den /^derungsvorschlag des Parlaments vermieden werden soll. 

Dieser Änderungsvorschlag wurde daher angenommen und sollte im 
geänderten Gemeinsamen Standpunkt aufgegriffen werden. 


Änderungsvorschlag Nr. 5 

Dieser Änderungsvorschlag sieht vor, daß der Betrag der Mindestdeckung von 
20.000 ECU alle 3 Jahre im Rahmen des Komitologie- Verfahrens überprüft wird, 
das durch die Zweite Bankrechtskoordinierungsrichtlinie eingefiihrt wurde. 

Dieser Änderungsvorschlag wurde bereits in der ersten Lesung vorgelegt und im 
geänderten Vorschlag der Kommission berücksichtigt, der eine Verlängerung der 
Uberprüftingsfrist auf 5 Jahre und eine Streichung der Intervention des Ausschusses 
vors£^. Selbst in dieser Form wurde der Text vom Rat nicht angenommen. 

Dieser Änderungsvorschlag wurde angenommen und sollte im geänderten 
Gemeinsamen Standpunkt aufgegriffen werden. 


B. Änderungsvorschläge, die von der Kommission abgelehnt wurden 
Änderungsvorschlag Nr. 1 

Dieser Änderungsvorschlag betrifft die Streichung eines Erwägungsgrundes, der 
vom Rat eingeffigt wurde und vorsieht, daß der Staat nicht als direkt für die 
Auszahlung der Garantie verantwortlich angesehen werden kann. Ebenso wie der Rat 
ist auch die Kommission der Auffassung, daß diese Garantie vom System selbst zu 
finanzieren ist und daß dieses sich mit den erforderlichen Mitteln für die Auszahlung 
des vorgesehenen Betrags auszustatten hat. 

Die vom Parlament vorgeschlagene Streichung wird von der Kommission 
abgelehnt. 


Änderungsvorschlag Nr. 2 

Durch diesen Änderungsvorschlag soll die Frist der Ni^hiverfügbarkeit einer 
Einlage, die den Anspruch auf die Auszahlung der GataBtic begründet, auf dee 
Grundlage einer Verlängerung ihrer Dauer (die auf 21 Tage verlängert wird) wiede^- 
in die Richtlinie eingefugt werden. Eine solche Frist war iryu ursprüngbclicti 
Vorschlag der Kommission vorgesehen. 
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Die Kommission räumt jedoch ein. daß die materielle Nichtverttigbarkeit einer 
Einlage nicht die gleiche Rechtssicherheit gewährt wie eine Erklärung einer 
zuständigen Behörde als Ausgangspunkt der »ai Artikel 7 vorgesehenen 
dreimonatigen Frist für die Auszahlung der Garantie. 

Die Kommission lehnt die Wiedereinführung einer Nichtverfügbarkeitsfrist ab, 
auch wenn diese auf 21 Tage verlängert wird, wie im Änderungsvorschlag des 
Parlaments vorgesehen. 


Änderungsvorschlag Nr. 6 

Dieser Änderungsvorschlag soll den Einlegern bei der Ausübung ihres Rechts auf 
Auszahlung der Gar^tie eine direkte Klage gegen das Einlagensicherungssystem 
ermöglichen. Dieser Änderungsvorschlag, der bereits in der ersten Lesung vorgelegt 
worden war, wurde von der Kommission in ihrem geänderten Vorschlag nicht 
berücksichtigt. 

Die Kommission bleibt bei ihrer Ablehnung dieses Änderungsvorschlags. 


Änderungsvorschlag Nr. 7 

Dieser Änderungsvorschlag sieht vor, daß die für die Auszahlung der Garantie 
vorgesehene dreimonatige Frist nur einmal bei außergewöhnlichen Umständen 
verlängert werden kann. Nach Auffassung der Kommission können Schwierigkeiten 
in wirklich außergewöhnlichen Situationen weitere Verlängerungen rechtfertigen. 
Dadurch wird das Grundprinzip der Wahrung der dreimonatigen Frist, insbesondere 
aufgrund der Kontrollen, die von den Aufsichtsbehörden bei jedem neuen 
Verlängerungsantrag durchgeführt werden, nicht in Frage gestellt. 

Die Kommission lehnt daher diesen Änderungsvorschlag des Parlaments ab. 
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KOflVlVIISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Geänderter Vorschlag für eine 
RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 


ÜBER EINLAGENSICHERUNGSSYSTEME 


(gemäß Artikel 189 A, Absatz 2 des EG-Vertrages 
von der Kommission vorgelegt) 
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Gemeinsamer Standpunkt des Ratos 


( Änderungsantrag Nr . 3 ) 
Artikel 4 Absatz 1 


1 . In einem Mitgliedstaat nach Arti- 
kel 3 Absatz 1 errichtete und amtlich 
anerkannte Einlagensicherungssystexae 
schützen auch die Einleger von Zweig- 
niederlassungen, die die Kreditinsti- 
tute in anderen Mitgliedstaatea er- 
richtet haben. Bis zum 31 . Dezember 
1999 dürfen weder Höhe noch Umfang - 
einschlieSlich der Quote - der dort 
gebotenen Deckung den Höchstbetrag 
bzw. . Höchstumfang der von dem ent- 
sprechenden Sicherungssystem des Auf- 
nahmexnitgliedstaats in dessen Hot 
heitsgebiet gewährten Deckung nicht 
überschreiten . 

Vor dem genannten Termin erstellt die 
Kommission anhand der bei der Anwen- 
dung von Unterabsatz 2 gemachten Er- 
fahrungen einen Bericht und prüft, ob 
diese Regelung weiterhin erforderlich 
ist. 

Gegebenenfalls unterbreitet die Kom- 
mission einen Vorschlag, anhand des - 
sen der Rat mit Qualifizierter Mehr- 
heit über eine mögliche Ver länoertanci 
beschließt. 


1, In einem Mitgliedstaat nach Arti- 
kel 3 Absatz 1 errichtete und euntlich 
anerkannte Einlagensicherungssysteme 
schützen auch die Einleger von Zweig- 
niederlassungen, die die Kreditinsti- 
tute in anderen Mitgliedstaaten er- 
richtet haben. Bis zuxn 31. Dezember 
1999 dürfen weder Höhe noch Umfang - 
einschließlich der Quote - der dort 
gebotenen Deckung den Höchstbetrag 
bzw. Hochs tumfang der von dem ent- 
sprechenden Sicherungssystem des Auf- 
nahmemitgliedstaats ln dessen Ho- 
heitsgebiet gewährten Deckung nicht 
überschreiten . 

Vor dem genannten Termin erstellt die 
Kommissxon anhand der bei der Anwen- 
dung von Unterabsatz 2 gemachten Er- 
fahrungen einen Bericht und prüft, ob 
diese Regelung weiterhin erforderlich 
ist . 

Gegebenenfalls unterbreitet die Kom- 
mission einen dem Rat und dem Euro- 
päischen Parlament einen Richtlinien- 
vorschlaa zur Verlängerung der Gül- 
tigkeit dieser Reaelxincr. 


(tedeoongs^trag Nr. 4) 
Artikel 7 Absatz 1 


1 . Für den Fall, dexß Einlagen nicht 
verfügbar sind, sehen die Einlagen- 
sicherungssysteme vor, daß die Ge- 
samtheit der Einlagen desselben Ein- 
leger.s bis zu einem Betrag von 20.000 
ECU abgedeckt wird. 

Dis zum 31, Dezember 1999 können die 
Mitgliedstaaten, in denen Einlagen 
zum Zeitpunkt der Annahme dieser 
Richtlinie nicht bis zur Hohe von 
20.000 ECU gesichert sind, d en in 
Untera bsatz 1 vorgesehen en Deckunas- 
betracy auf 15.000 ECU begrenz en. Sie 
ergreifen die erforderlichen Ma ßnah- 
men. da rr. it ihre Systeme zu dem ge- 
nannten Termin der in Unterabsatz 1 
a uf geführten Verpflichtung 
men . 


1 . Für den Fall, daß Einlagen nicht 
verfügbar sind, sehen die Einlagen- 
sicheruingssy.steae vor, daß die Ge- 
samtheit der Einlagen desselben Ein- 
legers bis zu einem Betrag von 20.000 
ECU abgedeckt wird. 

Bis zum 31.- Dezember 1999 können die 
Hitgiiedstaaten, in denen Einlagen 
zum Zeitpunkt der Annahme dieser 
Richtlinie nicht bis zur Höhe von 
20.000 ECU gesichert sind, den in 
i hr^n SicherungssYstemen vorgesehenen 
HQ g hj gtbetrag beibehalten, sofern _er 
_1j_s_QQQ ECU nicht unterschreitet. 
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(Xnderung 5) 

Artikel 7 Absatz 5 (neu) 

( -Sj Der in Unterabsatz 1 genanntP 
Betrag wird regelmäßig, mindest-ong 
alle drei Jahre, von der Kommission 
nach dem in Artikel 22 der Richtlinio 
89/646/EWG^^^ vorgesehenen Verfahren 
überprüft, um den Entwicklungen im 
Währungsbereich und der Höhe der Ein- 
lagen Rechnung zu tragen. 


(1 ) Zweite Richtlinie des Rates vom 
15. Dezember 1989 zur Koordi- 
nierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Auf- 
nahme und Ausübung der Tätigkeit 
der Kreditinistute und zur Xnde- 
rung der Richtlinie 77/780/EWG 
(ABI, Nr. L 386 vom 30.12.1989. 
S. -V. J,. 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Karl H. Fell 


L Verfahrensablauf 

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung über 
den gemeinsamen Standpunkt des Rates betreffend 
den Vorschlag für eine ^chtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Einlagensicherungssy- 
steme — KOM(94) 99 endg. COD 415 — wurde gem^ 
§ 93 GO mit Sammeldrucksache 12/7741 Nr. 2.1 dem 
Finanzausschuß zur federführenden Beratimg imd 
dem Ausschuß für Wirtschaft zur Mitberatung über- 
wiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 24. Juni 
1994 zu der Vorlage Stellung genommen. Der Finanz- 
ausschuß hat sie am 29. Juni 1994 beraten. 


IL Inhalt der Richtlinie 

Die Stellimgnahme des Finanzausschusses bezieht 
sich nicht auf die Unterrichtung durch die Bimdesre- 
gierung über den gemeinsamen Standpunkt zum 
Vorschlag für eine Einlagensichenmgsrichtlinie, son- 
dern auf die inzwischen beschlossene und unter dem 
Datum vom 30. Mai 1994 im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlichte Richtlinie. 
Diese ersetzt die Empfehlung der Kommission vom 
22. Dezember 1986 zur Einführung von Einlagensi- 
cherungssystemen in der Gemeinschaft imd hat im 
wesentlichen folgenden Inhalt: 

Nach Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie müssen gnmd- 
sätzlich alle Kreditinstitute mit Einlagengeschäft, die 
in einem EU- Mitgliedstaat zugelassen sind, auch 
einem Einlagensichenmgssystem angehören. Von 
der Zwangsmitgliedschaft können Kreditinstitute 
befreit werden, wenn das Kreditinstitut einem System 
angehört, welches das Institut selbst schützt (Instituts- 
sicherung). 

Artikel 4 Abs. 1 sieht eine Regelung vor, die es 
Zweigstellen aus anderen Mitgliedstaaten bis 31. De- 
zember 1999 untersagt, ein höheres Sicherungsniveau 
anzubieten als das des Aufnahmelandes (Exportver- 
bot). Ferner wird in Artikel 4 Abs. 2 den in anderen 
EU-Mitgliedstaaten zugelassenen Zweigniederlas- 
sungen das Recht zu einem freiwilligen Anschluß an 
das Einlagensicherungssystem des Aufnahmemit- 
gliedstaates eingeräumt. Das Sicherungssystem des 
Aufnahmelandes muß dann die Differenz zur Siche- 
rungshöhe des Herkunftslandes abdecken („Ergän- 
zende Sicherung"). 

Weitere Hauptelemente des Richtlinienvorschlags 
finden sich in Artikel 7. Artikel 7 Abs. 1 bestimmt „für 
den Fall, daß Einlagen nicht mehr verfügbar sind", 
daß die Einlagensichenmgssysteme die Gesamtheit 
der Einlagen desselben Einlegers gnmdsätzlich bis zu 
einem Betrag in Höhe von 20 000 ECU abdecken 
müssen. Artikel 7 Abs. 2 in Verbindung mit dem 
Anhang gibt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, 
bestimmte Einleger (z. B. Versicherungen) bzw. 


bestimmte Einlagen von der Einlagensichenmg aus- 
zunehmen. Artikel 7 Abs. 3 gestattet ausdrücklich, 
daß Vorschriften beibehalten oder erlassen werden, 
die eine höhere oder umfassendere Einlagensiche- 
rung erlauben, d. h. die Richtlinie sieht keine Höchst- 
sicherungsgrenze vor. 

Die Entschädigung aus der Einlagensicherung ist 
grundsätzlich binnen drei Monaten auszuzahlen (Ar- 
tikel 10). 

Die Mitgliedstaaten müssen die Richtlinie bis zum 
1. Juü 1995 Umsetzen (Artikel 14). 

UL Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregienmg hat sich bei den Verhandlungen 
bei der EG auf allen Ebenen für die Anwendimg des 
Prinzips der Subsidiarität, d. h. für einen Verzicht auf 
die Richtlinie ausgesprochen. Damit ist die Bimdesre- 
gierung dem diesbezüglichen Votum des Deutschen 
Bundestages gefolgt (vgl. Drucksache 12/3475). Die 
anderen Mitgliedstaaten haben sich der Forderung 
nach Verzicht auf die Richtlinie aber nicht angeschlos- 
sen. 

Aus Sicht der Bimdesregienmg positiv zu bewerten 
ist, daß in Artikel 7 Abs. 3 ihrem Hauptanliegen, keine 
Höchstgrenze für eine Einlagensichenmg festzule- 
gen, Rechnimg getragen wird. 

Als positiv hat es die Bimdesregienmg auch bezeich- 
net, daß die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 3 Abs. 1 
Kreditinstitute von der Pflichtmitgliedschaft in einem 
Einlagensicherungssystem befreien können, wenn 
diese einem System angehören, das das Institut selbst 
schützt. In Deutschland verfügen Sparkassen und 
Genossenschaften über eine solche Institutssiche- 
rung. Die Bundesregierung geht davon aus, daß damit 
die bestehenden Strukturen der deutschen Einlagen- 
sichenmgssysteme, die sich in jahrzehntelanger Pra- 
xis bewährt haben, erhalten bleiben. 

Die Bundesregierung hat sich jedoch aus den nachfol- 
genden Gründen gegen die Richtlinie ausgespro- 
chen: 

— Die Richtlinie sieht grundsätzlich einen Zwang für 
alle Kreditinstitute mit Einlagengeschäft vor, einer 
Einlagensicherung beizutreten (Artikel 3 Abs. 1). 
Das deutsche System der Freiwilligkeit habe sich 
jedoch in Jahrzehnten bewährt. Der Verbraucher- 
schutz sei dadurch gewährleistet, daß Artikel 23 a 
des Kreditwesengesetzes vorschreibe, den Einle- 
ger ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß das 
betreffende Kreditinstitut keinem Einlagensiche- 
rungssystem angehört. 

— Artikel 4 Abs. 1 sieht vor, daß Kreditinstitute aus 
einem anderen Mitgliedstaat nur das Sicherungs- 
niveau anbieten dürfen, das in dem Aufnahmeland 
angeboten wird. Für die deutschen Banken bedeu- 
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tet dies, so die Bundesregierung, daß sie ihre in der 
Praxis vollständige Einlagensicherung nicht in der 
Europäischen Gemeinschaft anbieten dürfen. Die 
vorgesehene Revisionsklausel (31. Dezember 
1999) reiche nicht aus. Dieses „Exportverbot" habe 
reine Wettbewerbsgründe. Es widerspreche dem 
Prinzip eines freien gemeinsamen Marktes und sei 
negativ für den Verbraucher. 

— Nach Artikel 4 Abs. 2 muß Zweigstellen aus 
anderen Mitgliedstaaten die Möglichkeit geboten 
werden, dem Einlagensichenmgssystem des Auf- 
nahmelandes beitreten zu können imd so eine 
etwaige Deckungslücke zwischen der Sicherungs- 
grenze im Herkunftsland und im Aufnahmeland zu 
schließen („Ergänzende Sicherung"). Hier ergibt 
sich jedoch nach den Darlegimgen der Bimdesre- 
gierxmg ein Widerspruch zum Prinzip der Her- 
kunftslandkontrolle, das seit dem 1. Januar 1993 
EU-weit gilt. Aus diesem Grundsatz folge, daß die 
inländische Bankaufsicht Zweigstellen aus einem 
anderen Mitgliedstaat nicht mehr beaufsichtigen 
körme; ungeachtet der somit im Aufnahmeland 
fehlenden Kontrollmöglichkeit solle jedoch eine 
solche Zweigstelle dem inländischen Sicherungs- 
system beitreten köimen. Hieraus körmten sich 
erhebliche Risiken für das jeweilige Sicherungssy- 
stem ergeben. 

Die Bundesregierung hat darauf hingewiesen, daß 
ihre ablehnende Haltung zu der Richtlinie von den 
Verbänden der Kreditwirtschaft geteilt werde. Sie 
prüfe derzeit, ob beim Europäischen Gerichtshof eine 
Klage gegen die Richtlirue erhoben werden solle. 


rv. Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Unterrichtung 
durch die Bundesregierung zur Kenntnis genom- 
men. 


Bonn, den 29. Juni 1994 

Dr. Karl H. Fell 

Berichterstatter 


V. Ausschußempfehlung 

Der Finanzausschuß hat sich den von der Bundesre- 
gierung geäußerten Bedenken gegen die Richtlinie in 
vollem Umfang angeschlossen. Er ist einmütig der 
Auffassung, daß die Bundesregienmg beim Europäi- 
schen Gerichtshof Klage gegen die Richtlinie erheben 
solle, Dabei solle insbesondere geklärt werden, ob die 
Richtlinie gegen das im Vertrag von Maastricht ver- 
einbarte Prinzip der Subsidiarität verstoße. Der Aus- 
schuß ist der Ansicht, daß dies der Fall sei. Er hält 
insofern an seiner schon bei der Beratung des Vor- 
schlags für eine Richtlinie des Rates über Einlagensi- 
chenmgssystenie (Drucksache 12/3475) vertretenen 
Auffassung fest, als deren Konsequenz die Bundesre- 
gienmg aufgefordert worden war, sich bei der EG für 
einen Verzicht auf die Richtlinie einzusetzen. 

Für nicht tragbar hält der Finanzausschuß das in der 
Richtlinie verankerte „Exportverbot", nach dem das 
Sichenmgsniveau für Kreditinstitute aus einem ande- 
ren Mitgliedstaat auf das Sicherungsniveau des Auf- 
nahmelandes zu begrenzen ist. Diese Regelimg 
betrachtet er als einen Verstoß gegen das dem euro- 
päischen Binnenmarkt zugrundeliegende Prinzip der 
Wettbewerbsfreiheit. Die in der Richtlinie gleichfalls 
vorgesehene „Ergänzende Sicherung" hält der Aus- 
schuß wie die Bundesregierung für nicht vereinbar mit 
dem in der EU seit 1993 geltenden Prinzip der 
Herkunftslandkontrolle. Schließlich lehnt der Aus- 
schuß den in der Richtlinie festgeschriebenen Zwang 
für alle Kreditinstitute mit Einlagengeschäft, einem 
Einlagensicherungssystem beizutreten, ab. Er ver- 
weist darauf, daß sich das in der Bundesrepublik 
Deutschland seit Jahrzehnten bestehende System der 
Freiwilligkeit bewährt habe. 

Die Beschlußempfehlung (Seite 3) wurde einstimmig 
bei Abwesenheit der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN verabschiedet. 
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